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Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, 
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- Drucksache VI/3732 (neu) ~ 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage Drucksache VI/3732 wie folgt; 


1. Wie groß ist zur Zeit die Zahl der Volksaktionäre bei der 
VEBA? 

Nach der letzten Untersuchung der VEBA (1971) sind an der 
Gesellschaft neben dem Bund rd. 1 250 000 Aktionäre beteiligt. 
Darunter befinden sich etwa noch 1 150 000 „Ersterwerber“ 
(von ursprünglich 2,6 Mio). 


2. Welche Haushaltsmittel des Bundes wären erforderlich für 

a) die Ablösung der von den Banken getragenen Zwischen- 
finanzierung des Bundesanteils an der Kapitalerhöhung 1971, 

b) die Beteiligung des Bundes an der zu erwartenden nächsten 
Kapitalerhöhung der VEBA? 

a) Der Mittelbedarf für die Ablösung der Zwischenfinanzie- 
rung des Bundesanteils an der Kapitalerhöhung 1971 be- 
liefe sich auf 229,78 Mio DM (165,96 Mio DM für den Bezug 
junger Aktien, 63,82 Mio DM Gegenwert der Bezugsrechte). 

b) Nach den von der VEBA 1971 bekanntgegebenen Planungen 
müßte der Bund zur Aufrechterhaltung seiner Beteiligung 
von 40,23 ^/o bei einer weiteren Kapitalerhöhung rd. 166 Mio 
DM aufbringen. Nach dem gegenwärtigen Sachstand ist mit 
dieser Kapitalerhöhung nicht vor 1974 zu rechnen. 
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3. Sind Mittel für die Deckung des Bedarfs zu 2 a) und 2 b) im 
Entwurf des Bundeshaushalts 1973 und in der mittelfristigen 
Finanzplanung des Bundes vorgesehen? 

Wie sich aus Beantwortung der Fragen 2, 4, 5 und 6 ergibt, 
liegen die Voraussetzungen für eine Einplanung entsprechen- 
der Mittel zur Zeit nicht vor. 


4. Falls nein, hält es die Bundesregierung - da ihr die Mittel für 
die Aufrechterhaltung der Beteiligung fehlen - angesichts der 
angespannten Lage der Bundesfinanzen für richtig, die zins- 
aufwendige, dem Bund vermutlich verlustbringende Zwischen- 
lösung raschestens zu beenden? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß nicht nur haus- 
haltspolitische, sondern auch wirtschaftspolitische Gesichts- 
punkte zu berücksichtigen sind. Die haushaltspolitischen Über- 
legungen können daher nicht allein für die Entscheidung über 
die Beendigung der Zwischenlösung maßgeblich sein. Die Bun- 
desregierung hält gegenwärtig eine rasche Beendigung der 
Zwischenlösung nicht für angezeigt. 

Im übrigen sieht die Bundesregierung für die Vermutung, daß 
die Zwischenlösung mit Verlust abschließen müßte, zur Zeit 
keine Grundlage. 


5. Ist die Tatsache, daß die Bundesregierung acht Monate nach Vor- 
liegen des Potthoff-Gutachtens nodi keine Erklärung über die 
Deckung des Kapitalbedarfs der VEBA und über die von ihr mit 
der VEBA-Beteiligung verfolgten Ziele abgegeben hat, auf 
Pläne zurückzuführen, die VEBA zu einem Instrument der Ener- 
giepolitik des Bundes zu machen? Besteht die Absicht, deshalb 
die Beteiligung des Bundes auf über 50 ®/o aufzustocken, d. h. 
die VEBA zu reverstaatlichen? 


Die Bundesregierung wird bei ihrer Entscheidung auch energie- 
politische Gesichtspunkte und die wichtige Rolle der VEBA in 
der deutschen Energiewirtschaft berücksichtigen. Pläne, die Be- 
teiligung an der VEBA aufzustocken, bestehen nicht. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, sich der Auffassung der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion anzuschließen, daß die Bundesbeteili- 
gung an der VEBA auf 26 v. H. abzubauen ist? 


Angesichts der zwischen Bundesregierung und Opposition un- 
streitigen Bedeutung der VEBA für die deutsche Energieversor- 
gung ist die Bundesregierung der Auffassung, daß über die 
Höhe der Bundesbeteiligung an der VEBA ohne Zeitdruck ent- 
schieden werden sollte. Sie hält es auch für geboten, durch be- 
hutsames Vorgehen die Interessen der Kleinaktionäre zu wah- 
ren und Nachteile für die VEBA zu vermeiden. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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